
UVR 016/2007 - 1149 - 
vom 15.09.2007  
- Rechtsprechung - DOK 750.02 
 
Übernimmt der Durchgangsarzt die Heilbehandlung im Rahmen der Erstversorgung, wird 
zwischen ihm und dem Patienten ein zivilrechtliches Behandlungsverhältnis begründet, für 
welches der Unfallversicherungsträger nicht eintrittspflichtig ist. 
 

§§ 839 Abs. 1 BGB, Art. 34 GG 
 
Urteil des LG Baden-Baden vom 30.06.2006 – 1 O 250/05 –  
 
Der Durchgangsarzt des gesetzlichen UV-Trägers handele - so das LG - in Ausübung 
eines öffentlichen Amts im Sinne des § 839 Abs. 1 BGB, Art. 34 GG, soweit er im Auftrag 
des Versicherungsträgers tätig werde. Der D-Arzt treffe für die BG die Entscheidung, ob 
für die Behandlung des Verletzten allgemeine Krankenkassenleistungen ausreichend oder 
ob besondere Heilmaßnahmen durch die BG´en erforderlich seien und gegebenenfalls in 
welcher Form (BGH NJW 1975, S. 589, VB 036/75). In diesem Zusammenhang handele 
der D-Arzt bei der Entscheidung, ob und in welcher Weise der Verletzte in die 
berufsgenossenschaftliche Behandlung übernommen werde, in Ausübung eines 
öffentlichen Amtes (BGH NJW 1994, S. 2417, HVBG-INFO 1994, S. 2140-2144, BGH 
NJW 1975 aaO). Gleiches gelte für die diese Entscheidung vorbereitenden Maßnahmen 
(BGH NJW 1975 aaO). Übernehme aber der Durchgangsarzt die Heilbehandlung im 
Rahmen der Erstversorgung, werde zwischen ihm und dem Patienten ein zivilrechtliches 
Behandlungsverhältnis begründet, für welches der Unfallversicherungsträger nicht 
eintrittspflichtig sei (BGH NJW 1994, S. 2417, 2418; BGH NJW 1975 aaO). Die 
Erstuntersuchung eines Patienten habe daher eine doppelte Zielrichtung, indem sie 
einerseits der Vorbereitung der für die BG vorzunehmenden Entscheidung und 
andererseits der ärztlichen Erstversorgung diene (BGH NJW 1975 aaO). Als Ausfluss 
dieser doppelten Funktion der Erstuntersuchung könnten Diagnosefehler sowohl 
Amtshaftungsansprüche als auch privatrechtliche Ansprüche wegen fehlerhafter 
Behandlung auslösen. 
(Vgl. auch Gemeinsames Rundschreiben DGUV vom 26.06.2007 = Regress 007/2007 
= UV-Recht 022/2007)  
 
Das Landgericht Baden-Baden hat mit Urteil vom 30.06.2006 – 1 O 250/05 –  
wie folgt entschieden: 
 

http://rundschreiben.hvbg.de/RS/hvbg.nsf/3e926e4cfb3d6b43c12568cf00473550/d24717faa2d13040c1257306002d20ca?OpenDocument
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